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Entscheidungen

Die mit * gekennzeichneten Entscheidungen sind zum Abdruck
in der amtlichen Sammlung bestimmt. Nicht rechtskr�ftige Ent-
scheidungen sind mit dem Zusatz »n.r.« gekennzeichnet. Bei
Leits�tzen, die nicht ausdr�cklich als amtlich gekennzeichnet
sind, handelt es sich um solche der Redaktion.

Verfahrensrecht

Auswertung eines Anwaltskontos wegen
Geldw�scheverdachts
EMRK Art. 8; StPO §§ 160a, 161

Der staatsanwaltliche Zugriff auf das Gesch�ftskonto
eines Strafverteidigers im Rahmen eines gegen einen sei-
ner Mandanten gef�hrten Ermittlungsverfahrens (hier:
wegen Geldw�sche und Betrug), wobei alle Kontodaten
f�r einen Zweijahreszeitraum erhoben und in die Ermitt-
lungsakte mit Zug�nglichkeit f�r andere Personen aufge-
nommen werden, erweist sich als unverh�ltnism�ßig und
als Verletzung des Privatlebens (Art. 8 EMRK).

EGMR, Urt. v. 27.04.2017 – 73607/13 (Sommer ./. Deutschland)

Mitgeteilt von RA Prof. Dr. Ulrich Sommer, K�ln.

Anm. d. Red.: Vgl. dazu S. Bock ZWH 2017, 266; die gegen den
Beschl. des OLG Hamm v. 13.09.2012 (2 Ws 270/12) sowie gegen
den Beschl. des LG Bochum v. 19.07.2012 (12 KLs – 35 Js 145/10
AK 3/12) erhobene Verfassungsbeschwerde wurde vom BVerfG
– ohne weitere Begr�ndung – nicht zur Entscheidung angenommen
(3. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 19.09.2013 – 2 BvR 2268/12).

Akteneinsicht und rechtliches Geh�r
StPO §§ 308 Abs. 1, 406e Abs. 1; GG Art. 103 Abs. 1

Wird ein Akteneinsichtsgesuch als unbegr�ndet zur�ck-
gewiesen, womit vorg�ngige anderslautende Verf�gun-
gen bzw. Beschl�sse aufgehoben werden, ohne dem An-
tragsteller zuvor die Beschwerdeschriften und -begr�n-
dungen der Beschwerdef�hrer des Ausgangsverfahrens
zur Kenntnis zu geben, wird auch der Anspruch auf recht-
liches Geh�r verletzt. Ob der Antragsteller Verletzter i.S.v.
§ 406e Abs. 1 StPO ist, bleibt dabei außer Betracht, denn
die Verletzteneigenschaft ist zwar eine Voraussetzung f�r
die Akteneinsicht und bestimmt den Inhalt der Beschwer-
deentscheidung, nicht aber das hierbei zu beachtende
Verfahren. Anspruch auf rechtliches Geh�r hat vielmehr
jeder, der an einem gerichtlichen Verfahren als Partei

oder in �hnlicher Stellung beteiligt ist oder unmittelbar
rechtlich von dem Verfahren betroffen wird. Unmittelbar
betroffen ist neben dem f�rmlich am Prozess Beteiligten
auch derjenige, dem gegen�ber die richterliche Entschei-
dung materiell-rechtlich wirkt (hier: durch Entzug der teil-
weise einger�umten Akteneinsicht).

BVerfG, 2. Kammer des 2. Senats, Beschl. v. 25.01.2018 – 2 BvR
1362/16

Anm. d. Red.: S. auch BVerfGE 60, 7 [13]; 65, 227 [233]; 75, 201
[215]; 89, 381 [390 f.]; 92, 158 [183]; 101, 397 [404].

Akteneinsicht an Nebenklageberechtigte:
rechtliches Geh�r und
Rechtsschutzinteresse
StPO §§ 406e Abs. 2, 304; GG Art. 19 Abs. 4, 103 Abs. 1

1. Mit dem Gebot, effektiven Rechtsschutz zu gew�hr-
leisten, ist es zwar grunds�tzlich vereinbar, wenn die Ge-
richte ein Rechtsschutzinteresse nur so lange als gegeben
ansehen, wie ein gerichtliches Verfahren dazu dienen
kann, eine gegenw�rtige Beschwer auszur�umen, einer
Wiederholungsgefahr zu begegnen oder eine fortwirken-
de Beeintr�chtigung durch einen an sich beendeten Ein-
griff zu beseitigen. Dar�ber hinaus ist ein Rechtsschutz-
interesse aber auch in F�llen tief greifender Grundrechts-
eingriffe gegeben, in denen die direkte Belastung durch
den angegriffenen Hoheitsakt sich nach dem typischen
Verfahrensablauf auf eine Zeitspanne beschr�nkt, in wel-
cher der Betroffene die gerichtliche Entscheidung in der
von der Prozessordnung gegebenen Instanz kaum erlan-
gen kann. Effektiver Grundrechtsschutz gebietet es in
diesen F�llen, dass der Betroffene Gelegenheit erh�lt,
die Berechtigung des schwerwiegenden – wenn auch tat-
s�chlich nicht mehr fortwirkenden – Grundrechtseingriffs
gerichtlich kl�ren zu lassen (hier: Verwerfung einer Be-
schwerde des Beschuldigten gegen die an eine Nebenkla-
geberechtigte gew�hrte Akteneinsicht als unzul�ssig).

2. Die Gew�hrung von Akteneinsicht im Strafverfahren
an Dritte erfordert regelm�ßig die vorherige Anh�rung
des Beschuldigten; vor der Entscheidung ist zu pr�fen,
ob und inwieweit die Gew�hrung von Akteneinsicht (hier:
an die Nebenklageberechtigte als einzige Tatzeugin) eine
Gef�hrdung des Untersuchungszwecks darstellt, die die
Versagung der begehrten Akteneinsicht rechtfertigen
oder gebieten kann.

BVerfG, 3. Kammer des 1. Senats, Beschl. v. 31.01.2017 – 1 BvR
1259/16
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